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LOHNPOLITIK

Vera Dietrich, Joachim Ragnitz

Investivlöhne -  keine Lösung der 
Probleme ostdeutscher Unternehmen

In der Juni-Ausgabe des WIRTSCHAFTSDIENST veröffentlichten wir einen Beitrag von 
Jan Priewe mit dem Titel „Wege aus dem ostdeutschen Lohndilemma -  

Investivlöhne und Vermögenspolitik“. Hierzu nachfolgend eine Replik von Vera Dietrich und 
Joachim Ragnitz sowie eine abschließende Stellungnahme von Jan Priewe.

Die Debatte um die Höhe der ostdeutschen Lohn
stückkosten sowie die Suche nach Lösungsmög

lichkeiten für dieses Problem nehmen einen breiten 
Raum in der aktuellen wirtschaftspolitischen Diskus
sion ein1. Vor kurzem hat Jan Priewe einen Vorschlag 
unterbreitet, in dem er einen Ausweg aus dem ost
deutschen Lohndilemma sieht2. Danach soll in 
Ostdeutschland für zunächst drei Jahre auf tarifliche 
Lohnsteigerungen verzichtet werden. Zum Ausgleich 
sollen die Arbeitnehmer mit Eigentumsrechten am ei
genen Unternehmen bzw. neu zu gründenden Kapital
beteiligungsgesellschaften ausgestattet werden. Er
gänzt werden soll dieses Modell durch eine Zuwei
sung von Eigentumsrechten an den Investitionszu
lagen und den Investitionszuschüssen im Rahmen der 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur“ an die Arbeitnehmer. Priewe ver
spricht sich davon, neben einer Entlastung der Unter
nehmen, eine partielle Korrektur der Vermögensvertei
lung.

Es soll an dieser Stelle nicht der Sinn von Investiv- 
löhnen in Abrede gestellt werden. In prosperierenden 
Unternehmen können sie dazu beitragen, die Bindung 
der Beschäftigten an ihren Betrieb zu erhöhen, deren 
Leistungsbereitschaft zu steigern und ihre Vermö
gensposition zu stärken. Die genannten Vorschläge 
sind jedoch danach zu beurteilen, ob sie unter den 
spezifischen ostdeutschen Rahmenbedingungen die 
intendierte Zielsetzung erreichen können. Tatsächlich 
stellen sie weder ein geeignetes vermögenspoliti
sches Instrument dar, noch setzen sie an den 
Problemen an, die einer Verbesserung der Beschäfti

Dr. Joachim Ragnitz, 36, ist Leiter, Vera Dietrich, 
32, Dipl.-Voikswirtin, ist wissenschaftliche Mitar
beiterin der Abteilung Strukturwandel des Insti
tuts für Wirtschaftsforschung Halle (IWH).

gungssituation in Ostdeutschland entgegenstehen. Im 
Gegenteil, bei dem vorgeschlagenen Modell sind auf
grund der Vermischung allokativer und distributiver 
Ziele sogar negative Auswirkungen auf die Beschäfti
gung zu erwarten.

Im Hinblick auf das Beschäftigungsziel muß in Ost
deutschland grundsätzlich zwischen zwei Problem
kreisen unterschieden werden: zum einen die Siche
rung der Arbeitsplätze in den Unternehmen, die 
aufgrund ihrer niedrigen Produktivität die Tariflöhne 
nicht erwirtschaften können, zum anderen die 
Schaffung zusätzlicher Beschäftigung durch Neuin
vestitionen. Das erste Problem kann nur über eine 
entsprechende Kostenentlastung der Unternehmen 
gelöst werden, letzteres durch die Verbesserung der 
Renditeerwartungen potentieller Investoren.

Keine Kostenentlastung der Unternehmen

Die in den letzten Jahren durch westdeutsche oder 
ausländische Investoren neu errichteten Produktionen 
können aufgrund ihrer -  auch im Vergleich zu West
deutschland -  hohen Produktivität die Tariflöhne ohne 
größere Probleme erwirtschaften. Die Zielgruppe der 
von Priewe vorgeschlagenen Maßnahmen sind daher 
ostdeutsche „Grenzbetriebe“ , die eine geringe Ar
beitsproduktivität aufweisen und von denen viele aus 
dem ehemaligen Bestand der Treuhandanstalt stam
men. Ohne Zweifel sind diese Unternehmen zusätz
lich mit zahlreichen anderen Problemen konfrontiert, 
seien es Eigenkapital- und Finanzierungsrestriktionen, 
Markteintrittsbarrieren oder Defizite der innerbetriebli-

1 Vgl. dazu beispielsweise die Beiträge: H. T o m a n n :  Sind die 
OstLöhne zu hoch?, in: WIRTSCHAFTSDIENST, 76. Jg. (1996), H. 12, 
S. 628; R. P o h l :  Sind die Ost-Löhne zu hoch? -  Eine Replik, in: 
WIRTSCHAFTSDIENST, 77. Jg. (1997), H. 5, S. 290.

2 J. P r i e w e :  Wege aus dem ostdeutschen Lohndilemma -  Inve
stivlöhne und Vermögenspolitik, in: WIRTSCHAFTSDIENST, 77. Jg.
(1997), H. 6.
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chen Organisation. Auch wirken sich andere Faktoren, 
wie arbeitsintensivere Produktionstechnologien, eine 
hohe Vorleistungsintensität oder niedrige Absatz
preise, verstärkend auf das ungünstige Verhältnis von 
Wertschöpfung und Lohnkosten aus3. Dennoch stellt 
die Diskrepanz zwischen der Produktivität und der 
Entlohnung des Faktors Arbeit das zentrale Problem 
für die bezeichneten Unternehmen dar.

Am Extremfall einiger Branchen des ostdeutschen 
Verarbeitenden Gewerbes, in denen die Personal
kosten die Wertschöpfung sogar absolut übersteigen, 
wird deutlich, daß hier elementare Regeln des 
Wirtschaftens verletzt sind, so daß nach allen ökono
mischen Gesetzmäßigkeiten die langfristige Überle
bensfähigkeit der betroffenen Unternehmen in Zweifel 
steht4. Die Lücke zwischen Lohn- und Produktivi
tätsniveau belastet nicht nur die Ertragssituation und 
führt im schlimmsten Fall zum Eigenkapitalverzehr, 
sondern mindert auch absatzseitig das Wertschöp
fungspotential. Denn die Lohnstückkosten bestimmen 
wesentlich die Absatzpreise und bilden damit einen 
entscheidenden Wettbewerbsfaktor.

Daraus folgt, daß nur ein Verzicht auf Tariflohnstei
gerungen ein wirksamer Beitrag zur Lösung des be
schriebenen Kostenproblems wäre. Der Vorschlag 
von Priewe sieht jedoch lediglich eine Umwidmung 
der potentiellen Lohnzuwächse in Beteiligungskapital 
vor. Dadurch wird aber die einzelbetriebliche Kosten
belastung gar nicht vermindert. Denn ungeachtet sei-

3 Vgl. J. R a g n i t z :  Zur Produktivitätslücke In Ostdeutschland, in: 
Wirtschaft im Wandel, H. 7/1997, S.3 f.; V. D i e t r i c h :  Kapitalaus
stattung und Produktivitätsrückstand im ostdeutschen Unterneh
menssektor, in: ebenda, S. 5 ff.

nes Verwendungszwecks muß der Lohnzuwachs zu
nächst real erwirtschaftet werden, ehe er als Barlohn 
ausgezahlt oder, wie vorgeschlagen, zur Erweiterung 
der Eigenkapitalbasis eingesetzt werden kann. Der 
einzige Effekt der Investlvlöhne besteht damit in einer 
Erhöhung des Eigenkapitals und einer Entlastung der 
Liquiditätssituation. Angesichts der zahlreichen För
derprogramme in Ostdeutschland, die bereits an die
sen Problembereichen ansetzen, ist jedoch schwer 
einzusehen, warum allein dafür auf ein aufwendiges 
Investivlohnmodell zurückgegriffen werden muß.

Senkung der Investitionsanreize
Neben der Sicherung der Arbeitsplätze in beste

henden Unternehmen kann eine Verbesserung der 
Beschäftigungssituation in Ostdeutschland durch ei
ne Ausweitung der Produktionsmöglichkeiten erreicht 
werden. Während aber in den binnenorientierten 
Sektoren in den letzten Jahren zum Teil Überkapazitä
ten aufgebaut wurden, ist die industrielle Basis sehr 
schmal. Dies ist vor allem auf den Umstand zurückzu
führen, daß die Hersteller handelbarer Industriegüter 
bei ihrer Standortwahl zwischen mehreren Regionen 
wählen können, da sie nicht auf die räumliche Nähe zu 
ihren Absatzmärkten angewiesen sind. Angesichts 
immer noch bestehender Standortdefizite gibt es für 
Investoren aus der Industrie also -  abgesehen von 
den Subventionen -  keinen besonderen Grund, Ost
deutschland bei ihrer Standortentscheidung konkur
rierenden Regionen vorzuziehen. Gerade in der Indu-

4 Vgl. DIW, IWH, IfW: Gesamtwirtschaftliche und unternehmerische 
Anpassungsfortschritte in Ostdeutschland, Vierzehnter Bericht, in: 
IWH-Forschungsreihe, 7/96, S.32 f.

Christoph Spengel/Frank Schmidt

Betriebliche Altersversorgung, 
Besteuerung und Kapitalmarkt
Ein Vergleich der Verhältnisse in Deutschland, Frankreich, Großbritannien, den 
Niederlanden und den USA

Darstellung und Analyse der Vorausfinanzierungsmöglichkeiten der betrieblichen Altersversorgung 
im internationalen Vergleich unter besonderer Berücksichtigung steuerlicher Konsequenzen.

1997, 291 S., brosch., 8 8 -  DM , 6 4 2 -  öS, 8 0 ,-  sFr, ISB N  3-7890-4658-2  
(Schriftenreihe des ZEW, Bd. 15)

NOMOS Verlagsgesellschaft • 76520 Baden-Baden
528 WIRTSCHAFTSDIENST 1997/IX



LOHNPOLITIK

strie stellen daher die in Ostdeutschland gewährten 
Subventionen den wichtigsten Investitionsanreiz dar.

Es ist durchaus richtig, daß die zum Teil beträcht
lichen Subventionen zu einer Polarisierung der Vertei
lungssituation beitragen. Sie sind jedoch auch gar 
nicht als verteilungspolitisches Instrument konzipiert, 
sondern dienen explizit dem Zweck, die Rendite des 
eingesetzten Kapitals zu erhöhen, um so entweder 
Schwellenprojekte zu ermöglichen oder externe 
Investoren für die Region zu attrahieren. Eine 50%ige 
Beteiligung der Arbeitnehmer an den Subventionen, 
wie sie Priewe anregt, würde die allokative Zielset
zung des Instruments geradezu konterkarieren, da die 
Renditeerwartungen des Investors entsprechend sin
ken. Insofern führt der Vorschlag einer paritätischen 
Aufteilung der Eigentumsrechte an den Subventionen 
auf Arbeitgeber und Arbeitnehmer zum Zielkonflikt mit 
dem beschäftigungspolitischen Anliegen. Daran wird 
sich im vorgeschlagenen Modell auch durch ein befri
stetes Einfrieren der Löhne nichts ändern, das sich, 
nach Priewes Argumentation, renditesteigernd aus
wirke. Denn auf Lohnzuwachs soll ja nicht wirklich 
verzichtet werden, sondern es soll eine Umwandlung 
der Zuwächse von Barlöhnen in Beteiligungskapital 
vollzogen werden.

Ob schließlich unter den gegebenen weltwirtschaft
lichen Rahmenbedingungen überhaupt noch externe 
Investoren mit der Auflage gewonnen werden können, 
ihre Arbeitnehmer am Unternehmen beteiligen zu 
müssen, kann bezweifelt werden. Ist eine Korrektur 
der Vermögensverteilung gewollt, so muß dies mit ei
nem dafür geeigneten vermögenspolitischen Instru
ment durchgeführt werden. Als das primäre Anliegen 
der ostdeutschen Arbeitnehmer darf jedoch immer 
noch die Stabilisierung und Verbesserung der Be
schäftigungssituation gelten. Ein hypothetisches Ei
gentumsrecht an Fördermitteln schafft weder Ver
mögen in Arbeitnehmerhand noch Arbeitsplätze, 
wenn die Kapitalgeber ausbleiben.

Zweifelhafte Vermögenseffekte

Auch das vermögenspolitische Anliegen Priewes, 
ostdeutsche Arbeitnehmer in stärkerem Maße am 
Produktivvermögen zu beteiligen, kann angesichts 
der desolaten Situation der betreffenden ostdeut
schen Unternehmen nicht überzeugen. Denn eine Be
schränkung der Kapitalbeteiligungen auf ostdeutsche 
Unternehmen mit Problemen im Wettbewerb läßt we
der eine positive Rendite noch eine effiziente Risiko
streuung erwarten.

Ökonomisch entspricht die vorgeschlagene Substi
tution von Lohnzuwächsen durch Beteiligungstitel ei

nem Zwangssparen der Arbeitnehmer, so daß -  in Ab
hängigkeit von den jeweiligen Sparmotiven -  mit einer 
mehr oder minder weitgehenden Einschränkung der 
„freiwilligen“ Ersparnis zu rechnen ist. Die eigentliche 
Problematik besteht dann jedoch darin, daß den 
Arbeitnehmern auf diese Weise eine Anlagealternative 
aufgezwungen wird, die sie bei Entscheidungsfreiheit 
so kaum gewählt hätten: Da durch Investivlohnverein- 
barungen vor allem jenen Unternehmen Unterstüt
zung gewährt werden soll, die sich in akuten 
Existenznöten befinden, ist mit einer nennenswerten 
Rendite zumindest kurzfristig nicht zu rechnen. Letzt
lich gehen die Eigenkapitalprobleme ostdeutscher 
Unternehmen ja auf einen unzureichenden Geschäfts
erfolg zurück, so daß die Aufstockung der Eigenkapi
talbasis durch die Arbeitnehmerbeteiligung vorrangig 
der Deckung von Verlusten aus dem operativen 
Geschäft zu dienen hat. Eine mit konkurrierenden An
lagealternativen vergleichbare Verzinsung ist daher 
nicht zu erreichen.

Hinzu kommt, daß eine Streuung von Einkommens
risiken -  ein wichtiges Ziel individueller Vermögens
bildung -  durch die Kapitalbeteiligung am eigenen 
Unternehmen kaum möglich ist. Es kommt, im 
Gegenteil, zu einer Akkumulation von Risiken: Der 
Arbeitnehmer trägt in diesem Falle nicht allein das 
Risiko des Arbeitsplatzverlustes, sondern -  solange 
die Kapitalbeteiligung nicht vollständig durch staatli
che Bürgschaften abgesichert wird -  zusätzlich das 
Risiko des Verlustes seiner Kapitaleinlage.

Dieses Risiko wird auch nur unerheblich verringert, 
wenn man -  Priewe folgend -  regional oder sektoral 
spezialisierte Kapitalanlagegesellschaften als Mittler 
verwendet, denn auch dabei findet eine effiziente 
Risikostreuung nicht statt: Infolge der Beschränkung 
auf akut bedrohte Unternehmen der gleichen Region 
oder Branche sind Arbeitsplatz- und Vermögens
risiken auch hierbei positiv korreliert.

Fazit

Priewes Vorschläge sind aus mehreren Gründen zur 
Lösung der spezifischen Probleme in Ostdeutschland 
nicht geeignet. Erstens bieten sie keinen Ausweg aus 
dem ostdeutschen Lohndilemma, da die betrieblichen 
Lohnkosten gar nicht verändert werden. Zweitens 
führt die Vermischung mit distributiven Zielen zu allo- 
kativen Einbußen, die sich negativ auf das übergeord
nete Beschäftigungsziel auswirken. Dabei wird drit
tens das vermögenspolitische Anliegen gar nicht 
realisiert, da den Arbeitnehmern nicht nur eine Kapi
talanlage aufgenötigt wird, die mit hohen Risiken und 
niedrigen Renditen verbunden ist, sondern ihnen wird
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auch keine Diversifizierung ihrer Einkommensquellen 
erlaubt. Schließlich wird ordnungspolitisch ein 
falscher Weg eingeschlagen. Denn Ziel sollte sein, 
den transformationsbedingt starken staatlichen 
Einfluß auf die ostdeutsche Wirtschaft allmählich 
zurückzuführen und nicht durch die Verwaltung von 
Kapitalbeteiligungsgesellschaften auszudehnen.

Die Rahmenbedingungen für Ostdeutschland sind 
eigentlich klar: Eine Angleichung an das westdeut
sche Lohnniveau ist zwar erwünscht, kann aber im 
Durchschnitt noch nicht erwirtschaftet werden. 
Gleichzeitig wurde das Instrument des Tarifvertrages 
nicht für einen äußerst heterogenen Unternehmens
bestand konzipiert, wie ihn Transformationsökono

mien typischerweise aufweisen. Will man dennoch an 
den zahlreichen Vorzügen dieses Instrumentes fest- 
halten, so kann dies nur erreicht werden, indem sich 
die tarifliche Lohnfindung an der tatsächlichen Pro
duktivitätsentwicklung orientiert und im Rahmen der 
tarifvertraglichen Regelungen in stärkerem Maße be
triebsindividuelle Lösungen zugelassen werden5. 
Andernfalls wird sich die gesamtwirtschaftliche 
Konvergenz von Lohn- und Produktivitätsniveau über 
eine Schrumpfung des Unternehmensbestandes voll
ziehen.

5 Vgl. dazu R. P o h l ,  H. S c h n e i d e r :  Tarifpolitische Ansatzpunkte 
für eine Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit der ostdeutschen Wirt
schaft, in: Wirtschaft im Wandel, H. 13/1996, S. 3-10.
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